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Entwicklung in der Eingliederungshilfe/Moratorium 
Ihr Schreiben vom 11.03.2011; Ihr Zeichen L 212 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Städteverband Schleswig-Holstein bedankt sich für die Möglichkeit, zur aktuellen Ent-
wicklung in der Eingliederungshilfe und zur Umsetzung der Moratoriumsvereinbarung vom 
21.05.2010 Stellung nehmen zu können. Neben dem Unterzeichner wird in der Sitzung des 
Sozialausschusses am 07.04.2011 der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft Soziales der 
kreisfreien Städte, Herr Bornhalm, für die Beantwortung von Fragen der Ausschussmitglieder 
zur Verfügung stehen.  
 
Nach der einseitigen Kündigung des Landesrahmenvertrages nach § 79 Abs. 1 SGB XII 
durch den Schleswig-Holsteinischen Landkreistag zum 31.12.2010, der für den Städtever-
band Schleswig-Holstein sehr überraschend kam,  war es uns ein großes Anliegen nicht nur 
einen für alle Vertragspartner zufriedenstellenden zukunftsorientierten Weg zu weiteren Ver-
handlungen zu finden, sondern insbesondere den Menschen mit Behinderung, die durch die-
se Kündigung und den daraufhin ergangenen Presseverlautbarungen sehr verunsichert wa-
ren, Sicherheit zu vermitteln, dass es zu keinen Beeinträchtigungen hinsichtlich der ihnen 
zustehenden Leistungen kommen wird. 
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Der Grundstein für ein Moratorium wurde von Herrn Minister Dr. Garg in der Sitzung des 
Gemeinsamen Ausschusses am 22.02.2010 dergestalt geschaffen, dass er von einer Ver-
einbarung der Freien und Hansestadt Hamburg mit den dortigen Leistungsanbietern berich-
tete, die Maßnahmen zur Weiterentwicklung und zur Begrenzung des Kosteneinstiegs in der 
Eingliederungshilfe beinhaltet. Am 21.05.2010 wurde nach sehr intensiven und konstruktiven 
Gesprächen aller Beteiligten im Rahmen einer Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses die-
se Vereinbarung der Vertragsparteien nach § 79 Abs. SGB XII (Moratorium) unterzeichnet. 
 
Die von den Vertragspartnern des Moratoriums zur Umsetzung der Zielsetzungen und zum 
Abschluss eines neuen Landesrahmenvertrages vereinbarte verbindliche Arbeitsorganisation 
fand sich erstmals am 31.08.2010 zusammen, weitere drei Sitzungen folgten bis Ende Feb-
ruar 2011. 
 
Bereits zeitnah nach Unterzeichnung des Moratoriums kam es bedauerlicherweise zu Irritati-
onen hinsichtlich der Auslegung einzelner Bestandteile der Vereinbarung vom 21.05.2010. 
Dort ist in § 3b folgendes festgehalten: 
 

"Zur Begrenzung der weiteren Kostenentwicklung in der Eingliederungshilfe 
wird eine jährliche Steigerung auf die jeweilige individuelle Gesamtvergütung 
pauschal für die Jahre 2011 bis 2012 im gegenseitigen Einvernehmen verein-
bart. Die Steigerungsrate beträgt: 
- 2011: 0,9 % 
- 2012: 1,0 %. 
Sollten sich wesentliche Steigerungen der Personal- und Sachkosten aus Tarif-
verträgen ergeben, werden Verhandlungen über die Anpassung der Vergütun-
gen aufgenommen. Als wesentlich gilt ein Volumen von mehr als 3%." 

 
In einem gemeinsamen Schreiben des Städteverbandes Schleswig-Holstein und des 
Schleswig-Holsteinischen Landkreistages vom 04.10.2010 an die Leistungserbringer wurde 
der Versuch unternommen, eine Klarstellung zu treffen, die allerdings aus Sicht des Städte-
verbandes Schleswig-Holstein nicht ganz gelungen ist. Während der Schleswig-
Holsteinische Landkreistag in jedem Fall darauf besteht, dass die Vergütung und ihre even-
tuelle Anpassung grundsätzlich individuell kalkuliert werden muss, hat der Städteverband 
Schleswig-Holstein bereits in der Sitzung der Kommission am 04.10.2010 zu Protokoll gege-
ben, dass die vereinbarte "Deckelung" von 0,9 % in 2011 bzw. 1,0 % in 2012 auch dann 
greift, wenn die Leistungsanbieter höhere Kostensteigerungen nachweisen. Unabhängig da-
von bleibt es den örtlichen Leistungsträgern überlassen, individuelle Vereinbarungen zu tref-
fen, sofern dies für erforderlich gehalten wird. 
 
Damit wird deutlich, dass die kreisfreien Städte bei den tatsächlichen Vergütungsverhand-
lungen das Moratorium anders auslegen als der Schleswig-Holsteinische Landkreistag und 
die von den Kreisen beauftragte KOSOZ dies praktiziert. 
Die Aussage des Ministers Dr. Garg in der Sitzung des Sozialausschusses des Schleswig-
Holsteinischen Landtags am 10.03.2011, dass Landkreistag und Städtetag auf der Grundla-
ge von individuellen Kalkulationsgrundlagen sich zunächst den voraussichtlichen Kostenan-
stieg glaubhaft erläutern lassen müssen, trifft für die Städte zwar zu, diese legen das Morato-
rium mit der Zielrichtung einer Kostendämpfung jedoch praktikabel aus, ohne das geltende 
Recht zu verletzen. Damit sind sich die Städte ihrer Verantwortung hinsichtlich der erforderli-
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chen inhaltlichen Weiterentwicklung und der damit verbundenen finanziellen Auswirkungen 
bewusst. Dies bedeutet eben nicht, dass pauschal ohne jedwede Überprüfung eine Anpas-
sung womöglich noch ohne Antrag erfolgt. Vielmehr besteht zwischen den Verhandlungs-
partnern der kreisfreien Städte und denen der Leistungsanbieter ein vertrauensvolles Ver-
hältnis, das auf einem bereits seit Jahren bestehenden Miteinander und nicht auf kollektivem 
Misstrauen beruht. Dies hat zu einem schlanken Verfahren in den Verhandlungen geführt 
und dazu beigetragen, dass nahezu zu 100 % die Verträge zwischen Leistungsanbietern und 
den örtlichen Trägern der Sozialhilfe in den kreisfreien Städten für das Jahr 2011 bereits ab-
geschlossen sind.  
 
Die kreisfreien Städte und auch der Städteverband Schleswig-Holstein bedauern sehr, dass 
die Entwicklung in der Eingliederungshilfe durch die Kündigung des Landesrahmenvertrages 
zu einem Stillstand geführt hat, da es in den bisherigen Sitzungen der Arbeitskommission 
noch nicht zu weiteren inhaltlichen Gesprächen über einen neuen Landesrahmenvertrag ge-
kommen ist. Dem mit mit der Kündigung des Landesrahmenvertrages vom Landkreistag vor-
gelegte - nicht nur sehr detaillierte, sondern aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-
Holstein auch inhaltlich überzogene - Forderungskatalog hinsichtlich der neuen Ziele eines 
Landesrahmenvertrages, können sich die kreisfreien Städte nicht anschließen, nicht zuletzt 
auch deshalb, weil eine inhaltliche Diskussion hierzu von den Kreisen im Vorfeld bedauerli-
cherweise nicht erfolgt ist. 
 
Sollte der Schleswig-Holsteinische Landkreistag jetzt von diesem Forderungskatalog abrü-
cken und in Aussicht stellen, einen modifizierten Landesrahmenvertrag abschließen zu wol-
len, so ist dies aus Sicht des Städteverbandes Schleswig-Holstein nur zu begrüßen. In den 
kreisfreien Städten ist die Entwicklung in der Eingliederungshilfe im Sinne einer Entwicklung 
orientiert an den Bedürfnissen der Menschen mit Behinderung, aber auch an den Vorgaben 
der UN-Konvention für Menschenrechte, schon sehr weit fortgeschritten. Beispielhaft sei hier 
auf die Ziele der Landeshauptstadt Kiel verwiesen, die als Anlage beigefügt sind. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Jochen von Allwörden 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
 






